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EDITORIAL/VORWORT

Sehr geehrte Damen und Herren,

in der aktuellen Ausgabe liegt der Fokus auf der
Absetzbarkeit der Kosten fur Vermieter. AuBerdem
stellen wir die Neuregelung zu den Verspatungszu-
schlagen beiverspateter Erklarungsabgabe dar. Ein
weiteres Augenmerk liegt auf der Frage, ob und
inwiefern Ruckforderungen von Schenkungen bei
nichtehelichen Lebensgemeinschaften erfolgen
kénnen. Darliber hinaus lesen Sie wie immer wei-
tereinteressante Artikel aus den Bereichen Steuern
und Recht.

Auch dieses Mal gibt es wieder Neuigkeiten aus
unserer Kanzlei: Zum 01.10.2019 konnten wir Frau
Cigdem Tippelt, Rechtsanwaltin und Fachanwaltin
fur Steuerrecht, fir unseren Standort Ludwigsburg
gewinnen. Frau Tippelt arbeitete lange Jahre bei
einer mittelstdndischen Steuerberatungs- und
Rechtsanwaltsgesellschaft in Stuttgart. Anschlie-
end wechselte sie in die Konzernsteuerabteilung
eines international aufgestellten Unternehmens.
Daruber hinaus kommt Frau Tippelt Lehrauftragen
im Bereich Bilanzierung, Steuerrecht und Arbeits-
recht nach.

Und wie immer freuen wir uns Uber lhre Anregun-
gen und lhr Feedback zu unserer Zeitschrift und
unseren monatlichen Newslettern.

Wir winschen Ihnen bereits jetzt einen schénen
Herbst und eine schéne Vorweihnachtszeit.

Dr. Hans-Joachim Broll

Dipl.-Okonom, Steuerberater,
Vereidigter Buchprufer, Fachberater
flr Internationales Steuerrecht
T+49 711722 33 96-0
dr.broll@bskp.de

Schauen Sie sich unsere Kanzleizeitschrift von unterwegs
Uber unsere Kanzleiwebseite an.
Klicken Sie hier um zur Webseite zu gelangen.


https://bskp.de/ueber-bskp/fachartikel-steuern-und-recht/

Vermietung und Verpachtung: Welche Kosten

konnen Vermieter absetzen?

In Deutschland werden rund 60 % aller Miet-
wohnungen von Privatpersonen vermietet. Die
steigenden Miet- und Immobilienpreise in vie-
len Stadten haben Immobilieninvestments in
den vergangenen Jahren lukrativ gemacht.
Auch steuerlich kann eine Vermietung lohnen,
denn private Vermieter kdnnen nahezu alle
Ausgaben rund um ihr Mietobjekt als Wer-
bungskosten bei den Einkiinften aus Vermie-
tung und Verpachtung absetzen.

Hinweis: Auch Kosten, die spater auf den Mie-
ter umgelegt werden, durfen zunachst steuer-
mindernd als Werbungskosten angesetzt wer-
den. Im Gegenzug mussen aber die Zahlungen
bzw. Erstattungen des Mieters als Einnahmen
versteuert werden, so dass die steuermindern-
de Wirkung der Ausgaben wieder kompensiert
wird.

Die Liste der absetzbaren Kosten auf Vermie-
terseite ist lang:

Mietersuche: Kosten fir die Suche nach einem
Mieter (z.B. fur Makler, Zeitungsanzeigen und
Internetinserate) sind als Werbungskosten ab-
ziehbar. Gleiches gilt fir die Kosten eines Ener-
gieausweises.

Unterhaltskosten: Kosten fur Uberprifungen,
Wartungen und Reinigungsarbeiten an der
Immobilie (z.B. an Dachrinnen, Heizungsanla-
gen, Rohrleitungen) sind ebenfalls absetzbar,
ebenso die Kosten fir Hausmeister, Kaminkeh-
rer, Mullabfuhr, Winterdienst, Gartenpflege,
Kabelanschluss sowie die Grundsteuer.

Leerstand: Die laufenden Kosten eines Mietob-
jekts durfenvom Vermieter auch wahrend einer

Leerstandszeit abgesetzt werden. Vorausset-
zung ist aber, dass weiterhin die Absicht zur
Vermietung besteht.

Rechtsstreitigkeiten: Anwaltsgebihren und
Prozesskosten kdnnen abgesetzt werden, so-
fern sich der Rechtsstreit um die Vermietung
dreht (z.B. bei Streitigkeiten mit Mietern oder
Handwerkerfirmen). Auch die Kosten flr die
Raumung der Wohnung erkennt der Fiskus an.

Verwaltungs- und Beratungskosten: Abzieh-
bar sind auch die Kosten fur Biromaterial,
Porto, Telefongebuhren (anteilig), Kontofuh-
rungsgebuhren (fir ein separates Mietkonto),
Fachliteratur, spezielle Software und Zahlungen
an eine Verwalterfirma. Die Kosten eines PC
erkennt das Finanzamt regelmaRlig erst dann
an, wenn der Vermieter mehrere Immobilien
verwaltet.

Fahrtkosten: Fahrten zum Mietobjekt kdnnen
mit 0,30 € pro gefahrenem Kilometer abgezo-
gen werden. Gleiches gilt fir Fahrten zum
Makler, zum Bankinstitut, zur Eigentimerver-
sammlung oder zum Baumarkt (sofern die
dortigen Besorgungen mit dem Mietobjekt zu-
sammenhangen). Wohnt der Vermieter weit
weg von seinem Mietobjekt, kann er sogar
Ubernachtungskosten und Verpflegungsmehr-
aufwendungen fur seine Ortsbesuche abrech-
nen.

Steuerberatung: Die Kosten fur die Erstellung
der Einkommensteuererklarung (z.B. Steuerbe-
raterhonorare) sind anteilig als Werbungskos-
ten abziehbar, soweit sie den Vermietungsbe-
reich betreffen.
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Reinhold Vaas

Betriebswirt (VWA), Vereidigter
Buchprufer, Steuerberater
T+49 7141 643 84-0
vaas@bskp.de

®

Themenverwandte Artikel und
mehr finden Sie auf unserer
Kanzleiwebseite.

Klicken Sie hier.
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Mark Lehmann

Dipl.-Betriebswirt (BA),
Steuerberater

T+49 7141 643 84-0
lehmann@bskp.de

®

Themenverwandte Artikel und
mehr finden Sie auf unserer
Kanzleiwebseite.

Klicken Sie hier.
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Verspitete Erklirungsabgabe: Verspitungszuschlag

wird kiinftig unumginglich

Ob und in welcher Hohe ein Verspatungszu-
schlag wegen der verspateten Abgabe einer
Steuererkldrung zu zahlen ist, lag bislang im
Ermessen der Finanzamter. Konnte der Steuer-
zahler tragfahige Grinde fir die Verspatung
vortragen (z.B. eine schwere Krankheit), liel3
sich der Zuschlag noch abwenden.

Ab dem Steuerjahr 2018 wird diese Ermessens-
entscheidung nun weitgehend durch feste
Vorgaben ersetzt. Wird die Einkommensteuer-
erklarung nicht fristgerecht abgegeben, be-
rechnet das Finanzamt ab Marz 2020 zwangs-
ldufig mindestens 25 € pro angefangenem
Monat der Verspatung.

Hinweis: Steuererklarungen von steuerlich
nichtberatenen Steuerzahlern missen neuer-
dings erst bis zum 31.07. des Folgejahres abge-
geben werden (die Steuererklarung 2018 war
somit zum 31.07.2019 fallig). Wer steuerlich
beraten wird, muss seine Erklarung 2018 nach
neuer Rechtslage sogar erst bis Ende Februar
2020 einreichen. Da der 29.02.2020 (letzter Tag
im Februar) ein Samstag ist, verschiebt sich
diese Frist auf Montag, den 02.03.2020.

Uber den Mindestzuschlag von 25 € hinaus
kann das Finanzamt den Zuschlag auf bis zu
0,25 % der festgesetzten Steuer festsetzen.

Steuerzahler, die ihre Erklarungen fur 2018 in
Eigenregie erstellen und diese nach dem
31.07.2019, aber noch vor dem 01.03.2020
abgeben, konnen auf Nachsicht des Finanz-
amts hoffen, da die Festsetzung eines Verspa-
tungszuschlags in diesen Fallen noch nach wie
vor eine Ermessensentscheidung ist. Wer der
Festsetzung eines Zuschlags aber sicher entge-
hen mdchte, sollte rechtzeitig einen Antrag auf
Fristverlangerung stellen.

Hinweis: Glimpflich davonkommen kdnnen
Jverspatete” Steuerzahler zudem, wenn deren
festgesetzte Steuer bei 0 € liegt oder sie infolge
der Erkldrungsabgabe eine Steuererstattung
erhalten. In diesen Fallen wird nicht automa-
tisch ein Mindestverspatungszuschlag berech-
net.
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Solidarititszuschlag: Ab 2021 soll
die Riickfiithrung beginnen

Im August 2019 hat das Bundeskabinett den Entwurf des
Gesetzes zur Ruckfuhrung des Solidaritatszuschlags be-
schlossen. Danach soll der Solidaritatszuschlag ab dem
Jahr 2021 flr rund 90 % all derer entfallen, die ihn heute
zahlen. Weitere 6,5 % sollen teilweise entlastet werden, so
dass insgesamt 96,5 % der heutigen Solidaritatszu-
schlagszahler bessergestellt werden als bisher.

®

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln

Vorweggenommene Erbfolge:
Abgrenzung zwischen
Betriebsiibertragung und -
zerschlagung

Um spatere Erbstreitigkeiten zwischen den Kindern zu
vermeiden, kann es sinnvoll sein, bereits zu Lebzeiten ei-
nen Teil seines Vermodgens weiterzugeben. Wenn das Ver-
mogen vor allem aus einem landwirtschaftlichen Betrieb
mit Grundbesitz besteht, wird es haufig aufgeteilt. So
auch in einem Streitfall vor dem Finanzgericht Munster,
bei dem in Frage stand, ob der Betrieb durch die Ubertra-
gung samtlichen Grundbesitzes auf die Tochter zerschla-
gen wurde.

Q)

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln
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Geschiftsessen: Wann ist ein
Vorsteuerabzug bei
Bewirtungsaufwendungen
moglich?

Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg hat kirzlich zum
Vorsteuerabzug im Zusammenhang mit Bewirtungsauf-
wendungen Stellung genommen und entschieden, dass
ein Verstol3 gegen die formellen einkommensteuerrecht-
lichen Aufzeichnungspflichten nicht automatisch zur Ver-
sagung des Vorsteuerabzugs fuhrt. Vielmehr ist aus-
schlaggebend, ob die Bewirtungsaufwendungen nach all-
gemeiner Verkehrsauffassung als angemessen zu beurtei-
len sind.

®

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln
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Cornelia Blank

Rechtsanwaltin, Fachanwaltin fur
Familienrecht, Fachanwaltin fur
Erbrecht, Zertifizierte
Verfahrensbeistandin,
Zertifizierte
Testamentsvollstreckerin

T+49 351 318 90-0
blank@bskp.de

®

Themenverwandte Artikel und
mehr finden Sie auf unserer
Kanzleiwebseite.

Klicken Sie hier.
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Angemessener Kindesunterhalt: Internatskosten sind

nur anrechenbar, wenn andere Schulmaf!nahmen

nicht erfolgsversprechend sind

Lebt ein minderjahriges Kind nach der Tren-
nung der Eltern bei einem Elternteil, leistet
dieser den Naturalunterhalt, wéhrend der an-
dere den Barunterhalt zu zahlen hat. Im Regel-
fall stellt sich nicht die Frage, was mit Schulkos-
ten ist, da der Besuch der staatlichen Schulen
kostenfrei erfolgt. Dass dies anders aussieht,
wenn ein Kind auf ein Internat geht, beweist der
folgende Fall des Oberlandesgerichts Karlsruhe
(OLG).

Nach der Trennung lebte die Tochter letztlich
beim Vater, dem auch das Sorgerecht fur die
Bereiche Aufenthaltsbestimmungsrecht und
schulische Angelegenheiten zugesprochen
wurde. Das Kind litt unter einer Lese-Recht-
schreib-Schwache, einer Rechenschwache und
einer kombinierten Stdrung seiner schulischer
Fertigkeiten. Der Vater entschied sich daher, die
Tochterin ein Internatzu schicken, und verlang-
te von der Mutter, dass diese neben dem regu-
laren Unterhalt die Internatskosten zur Halfte
zu tragen habe. Die Mutter weigerte sich, sich
an den Internatskosten zu beteiligen - und das
OLG gab ihr hierbei recht.

Zum angemessenen Unterhalt, den die Mutter
zahlen muss, kann auch Schuldgeld zu zahlen
sein, weil zum Unterhalt auch die Kosten einer
angemessenen Vorbildung zu einem Beruf ge-
horen. Internatskosten sind vor diesem Hinter-
grund aber nur dann zu Ubernehmen, wenn sie
als berechtigte Kosten anzuerkennen und an-
gemessen sind. Und dies ist nur dann der Fall,
wenn eine kostengunstigere Beschulung in ei-
ner staatlichen Schule nicht denselben Erfolg
verspricht. Ungeachtet der besonderen Situa-
tion im vorliegenden Fall konnte dieser Um-
stand fur die Tochter nicht nachgewiesen wer-
den, weshalb der Vater die Kosten allein zu
tragen hat.

Hinweis: Internatskosten sind also nur aus-
nahmsweise zusatzlich zum Unterhalt zu be-
zahlen, wenn andere schulische MaRnahmen
nicht mehr als erfolgversprechend anzusehen
sind.
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Vertrige unter nahen Angehorigen:
Hiirden bei der steuerlichen
Anerkennung

Vertrage, die nahe Angehorige miteinander abschliel3en
(z.B. Mietvertrage), erkennt das Finanzamt nur unter ver-
scharften Voraussetzungen steuerlich an, da bei nahen
Angehdrigen der Verdacht besteht, dass vertragliche Ver-
einbarungen nur zum Schein getroffen werden, um Steu-
ern zu sparen. Die Steuerberaterkammer Stuttgart hat
nun die Kriterien zusammengestellt, die ein Vertrag unter
nahen Angehdrigen fur eine steuerliche Anerkennung er-
fullen muss.

®

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln
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Beforderungsschub: Zum
Trennungszeitpunkt unerwarteter
Karrieresprung nimmt keinen
Einfluss auf Trennungsunterhalt

Unterhalt, der an den Ehegatten zu bezahlen ist, bemisst
sich nach dem Einkommen, das die ehelichen Lebensver-
haltnisse gepragt hat. Normale Veranderungen in der Zeit
danach sind zu bertcksichtigen. Was aber gilt, wenn ein
Ehegatte einen gravierenden Karrieresprung hinlegt? Ist
die damit verbundene Einkommenssteigerung bei der Be-
stimmung des Trennungsunterhalts zu berlcksichtigen?
Das Oberlandesgericht Brandenburg musste dariber ent-
scheiden.

®

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln

EU-Richtlinie: Onlinehindler
miissen nicht zwingend telefonisch
erreichbar sein, wenn andere
Kontaktwege offenstehen

Ein Verbraucherverband war der Auffassung, Amazon
wuirde gegen geltendes Recht verstofRen, da die Online-
plattform die Verbraucher nicht in klarer und verstand-
licher Weise Uber ihre Telefonnummer und ihre Telefax-
nummer informierte. Mit dem Ruckrufservice erfllle
Amazon nach Ansicht der Verbraucherschitzer nicht sei-

ne Informationspflichten. Der Europaische Gerichtshof
sah das jedoch anders.

O

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln
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Influencer auf Instagram:
Werbeposts miissen kiinftig klar als
solche erkennbar sein

Eine Influencerin postete bei Instagram Fotos von sich in-
klusive Begleittext. Klickten User nun auf diese Fotos, er-
schienen sogenannte Tags, die den Namen der Marke der
von der Influencerin getragenen Kleidung enthielten. Mit
einem Klick auf einen solchen Tag gelangten die Nutzer
zum Instagram-Account des jeweiligen Markenherstellers.
Da diese Posts nicht als Werbung gekennzeichnet waren,
klagte ein Verbraucherschutzverein dagegen - mit Erfolg.

®

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln

Riickwirkende
Rechnungsberichtigung: Kein
Vorsteuerabzug bei Rechnung mit
falschem Leistungsempfanger

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hatte sich jingst mit
den erforderlichen Rechnungsangaben im Fall einer
Rechnungsberichtigung auseinanderzusetzen. Im Streit-
fall ging es um Rechnungen, die von leistenden Bauunter-
nehmern fUr Sanierungsarbeiten an die ehemalige Or-
gantragerin einer Organschaft, die bereits beendet wor-
den war, ausgestellt wurden. Die Voraussetzungen fur
eine rlckwirkende Rechnungsberichtigung lagen hier
nicht vor, so die Richter.

®

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln

Zeitwertkontenmodelle:
Fremdiiblichkeit bei
Vereinbarungen zwischen nahen
Angehorigen

Gutschriften auf einem Wertguthabenkonto zur Finanzie-
rung eines vorzeitigen Ruhestands sind kein gegenwartig
zuflieBender Arbeitslohn und deshalb erst in der Auszah-
lungsphase zu versteuern. Das gilt laut Finanzgericht Ba-
den-Wirttemberg auch fir Vereinbarungen zwischen na-
hen Angehdrigen, und zwar selbst dann, wenn der Arbeit-
nehmer monatlich rund 70 % seines Arbeitslohns in das
Zeitwertkonto einzahlt.

®

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln
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Internationales Steuerrecht: Feststellungen bei der

Hinzurechnungsbesteuerung

Die Besteuerung grenziberschreitender Sach-
verhalte ist komplex. Neben dem rein nationa-
len Steuerrecht sind auch auslandische Rechts-
normen und Doppelbesteuerungsabkommen
zu berUcksichtigen. Als besonders tlckisch er-
weist sich dabei das hiesige Aul3ensteuergesetz
(AStG). Ein wesentlicher Baustein ist die ,Hinzu-
rechnungsbesteuerung”. Diese soll verhindern,
dass im Inland Steuerpflichtige ihre auslandi-
schen Einkinfte auf Kapitalgesellschaften
transferieren, die in einem niedrig besteuerten
Land ansassig sind und keine eigene gewerbli-
che Tatigkeithaben. Der Hinzurechnungsbetrag
wird verfahrensrechtlich als gesonderte Fest-
stellung fixiert. Dass aber auch diese ihre Tu-
cken hat, zeigt ein Fall vor dem Finanzgericht
Dusseldorf (FG).

Beispiel: Ein in Deutschland ansassiger Unter-
nehmer griindet fur zunachst von ihm gehalte-
ne Wertpapiere eine Kapitalgesellschaft in ei-
nem niedrig besteuerten Land in der Karibik. Er
ordnet seine Wertpapiere dieser Kapitalgesell-
schaft zu, woflr er in der Karibik keine Steuern
zahlen muss. Einzige Aufgabe der Gesellschaft
ist das Verwalten der Wertpapiere. Losung: Das
AStG installiert die karibische Kapitalgesell-
schaft als sogenannte Zwischengesellschaft.
Die durch die Wertpapiere erwirtschafteten
Ertrage werden dem Inléander als ,Hinzurech-
nungsbetrag” zugerechnet und er muss diese
versteuern.

Hier hatte ein Unternehmer aus einer im Dritt-
land ansassigen Kapitalgesellschaft verdeckte
Gewinnausschuttungen erhalten (er beglich
private Aufwendungen vom Firmenkonto der
Gesellschaft). Im Zuge eines Steuerstrafverfah-
rens stellte das deutsche Finanzamt nicht nur
die Hinzurechnungsbetrage fest (bei der Gesell-
schafthandelte es sich um eine Zwischengesell-
schaft), sondern auch die Héhe der verdeckten
Gewinnausschuttungen. Die Klagerseite vertrat
vor dem FG die Ansicht, dass es sich gar nicht
um verdeckte Gewinnausschittungen handle -
und bekam recht. Die Feststellung sei rechts-
widrig, weil in der Feststellung von Hinzurech-
nungsbetragen keine Aussage Uber verdeckte
Gewinnausschittungen hatte getroffen wer-
den durfen.

Hinweis: Es handelt sich aber wohl nur um ei-
nen Teilerfolg. Im Rahmen der Einkommensteu-
erfestsetzung des Klagers ist sicherlich nachfol-
gend ein Streit Uber die Existenz bzw. Hohe der
verdeckten Gewinnausschittung ausgebro-
chen. Dazu schweigt das Urteil, was zeigt, dass
es schwierig ist, den Gesamtuberblick Uber alle
geltenden Normen eines grenzlberschreiten-
den Sachverhalts zu behalten. In diesem Fall
hatte das FG ausschlie3lich Uber die gesonder-
te Feststellung zu urteilen.
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Ursula Metter

Dipl.-Betriebswirtin (FH),
Steuerberaterin, Fachberaterin
fUr Internationales Steuerrecht
T+49 711 722 33 96-0
u.metter@bskp.de

®

Themenverwandte Artikel und
mehr finden Sie auf unserer
Kanzleiwebseite.

Klicken Sie hier.
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Frank Simon

Rechtsanwalt, Fachanwalt fur
Familienrecht, Fachanwalt fur
Erbrecht, Mediator (BAFM)
T+49 351 318 90-0
simon@bskp.de

®

Themenverwandte Artikel und
mehr finden Sie auf unserer
Kanzleiwebseite.

Klicken Sie hier.
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Wegtall der Geschiftsgrundlage: Riickforderung von

Schenkungen nach Beendigung einer nichtehelichen

Lebensgemeinschaft

Vor einigen Jahren hat der fur Familiensachen
zustandige Senat des Bundesgerichtshofs
(BGH) seine bis dahin standige Rechtsprechung
im Bereich der Schenkungen durch die Eltern/
Schwiegereltern geandert. Nun wurde der fur
das Schenkungsrecht zustandige Senat des
BGH mit einem Fall betraut, in dem das be-
schenkte Paar eine nichteheliche Lebensge-
meinschaft war.

Eine Frau und ihr Lebensgefahrte kauften sich
eine Immobilie. Die Eltern der Frau gaben ihnen
rund 105.000 € dazu. Schriftlich vereinbart
wurde dabei nichts. Vier Jahre lebte das Paar
zusammen in der Immobilie, bevor es schlie-
lich zur Trennung kam. Daraufhin verlangten
die Eltern vom nun ehemaligen Lebensgefahr-
ten der Tochter die Halfte des Uberlassenen
Betrags zuruck.

Waren die Lebenspartner verheiratet gewesen,
ware der Fall in der Folge der Rechtsprechung
des fUr Familienrecht zustandigen Senats des
BGH folgendermalBen zu Idsen gewesen:
Grundlage der Schenkung ware hier die Annah-
me, dass das Paar dauerhaft zusammen in der
Immobilie wohnen wiirde. Diese Annahme
ware also die Geschaftsgrundlage der Zuwen-

dung. Nach Wegfall der Geschaftsgrundlage
hatte dann eine entsprechende Anpassung der
Schenkungsabrede zu erfolgen. Dies geschahe
derart, dass der Mann seinen (friheren)
Schwiegereltern zu erstatten hatte, was sie ihm
zugewendet hatten (die halbe Schenkungssum-
me) - allerdings gemindert um einen Betrag
dafur, dass die Beteiligten eine gewisse Zeit
zusammen im Objekt gelebt hatten und des-
halb der Schenkungszweck Uber einen gewis-
sen Zeitraum damit erfullt worden ware. Und
bei Nichtverheirateten?

Der fUr Schenkungsrecht zustandige Senat des
BGH hat den Ansatz auf den Fall der (ehemali-
gen) nichtehelichen Lebensgemeinschaftin der
Tat Ubertragen. Damit hat er den Eltern das
Recht zugebilligt, vom ehemaligen Partner der
Tochter die Halfte des Uberlassenen Betrags
zurlickzufordern. Allerdings ist der BGH auch
der Ansicht, dass der Ruckforderungsanspruch
in diesem Fall nicht zu kirzen ist, wenn und
soweit die Beschenkten erwartungsgemal zu-
sammen im Objekt lebten.

Hinweis: Etliche Details sind in der Praxis in
Fallen wie dem vorliegenden zu beachten,
fachkundiger Rat ist deshalb unentbehrlich.
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Pflichtteilserginzungsanspruch:
Pflichtteilsberechtigte miissen
Schenkung zweifelsfrei nachweisen
konnen

Grundsatzlich muss ein Klager alle fir ihn vorteilhaften
Tatsachen beweisen. Auch bei der Durchsetzung von
erbrechtlichen Ansprichen kommt es haufig gar nicht
entscheidend auf gute juristische Argumente an, sondern
auf die Beweisbarkeit der Anspriche. Dass der Nachweis
insbesondere dann schwierig zu fuhren sein kann, wenn
Absprachen nicht schriftlich festgehalten wurden, zeigt
ein Urteil des Oberlandesgerichts Munchen.

®

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln
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Bundesurlaubsgesetz:
Landesarbeitsgericht zeigt halben
Urlaubstagen die rote Karte

Ein Arbeitnehmer beantragte einen halben Urlaubstag
und berief sich dabei auf eine betriebliche Ubung aus der
Vergangenheit, denn er hatte bereits mehrmals halbe Ur-
laubstage bekommen. Vor dem Landesarbeitsgericht Ba-
den-Wuirttemberg erlitt er allerdings Schiffbruch. Da das
Bundesurlaubsgesetz lediglich volle Urlaubstage kennt,
konnte der Arbeitnehmer keinen Rechtsanspruch auf hal-
be Urlaubstage geltend machen.

®

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln

Schwieriger Zahnarztwechsel: Nur
wer die Unzumutbarkeit der

Weiterbehandlung nachweist, darf
als gesetzlich Versicherter wechseln

Das Sozialgericht Frankfurt am Main stellt klar: Das Recht
der freien Arztwahl ist nach einer bereits begonnenen
Zahnersatzbehandlung eingeschrankt. Diese Einschran-
kung gilt bis zum Abschluss der Behandlung und dartber
hinaus bis zum Ablauf des Gewahrleistungszeitraums. Al-
lerdings gibt es laut Rechtsprechung dann eine Ausnah-

me, wenn die weitere Behandlung durch den ersten Arzt

flr den Versicherten unzumutbar ist.

O

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln

1


https://bskp.de/ueber-bskp/fachartikel-steuern-und-recht/?article=23315856
https://bskp.de/ueber-bskp/fachartikel-steuern-und-recht/?article=23315864
https://bskp.de/ueber-bskp/fachartikel-steuern-und-recht/?article=22698150

41 BSKP®

Fir Sie — vor Ort

An 10 Standorten deutschlandweit bieten wir Ihnen
unser gesamtes Leistungsportfolio an. Eng verzahnt
I6sen unsere Experten auch die kniffligsten Falle -
kompetent, zigig und interdisziplinar, bei Bedarf zu-
satzlich mit unseren Partnern von DFK Germany und
DFK International rund um den Globus.
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Immer einen Zug voraus.

News aus der Kanzlei

Weiterer Ausbau unserer
Steuer- und Rechtsberatung

Zum 01.10.2019 konnten wir Frau Cigdem Tippelt, Rechts-
anwaltin und Fachanwaltin fur Steuerrecht, fUr unseren
Standort Ludwigsburg gewinnen.

Nach ihrem Studium der Rechtswissenschaft und des Re-
ferendariats mit den Schwerpunkten Steuerrecht und Ar-
beitsrecht arbeitete Frau Tippelt als Rechtsanwaltin, Fach-
anwaltin fur Steuerrecht und Prokuristin fur eine mittel-
standische Steuerberatungs- und Rechtsanwaltsgesell-
schaft in Stuttgart. AnschlieBend wechselte sie in die
Konzernsteuerabteilung eines international aufgestellten
Unternehmens. DarUber hinaus kommt Frau Tippelt
Lehrauftragen im Bereich Bilanzierung, Steuerrecht und
Arbeitsrecht nach.

Aufgrund ihres beruflichen Werdegangs verflugt Frau Tip-
pelt Uber einen groBen Erfahrungsschatz im Steuer-, Ar-
beits- und Gesellschaftsrecht.
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geeignet, eine kompetente Beratung im Einzelfall zu ersetzen. Hierfur steht lhnen DR. BROLL * SCHMITT « KAUFMANN & PARTNER - Steuerberater « Wirtschaftsprifer « Rechtsanwalte
gerne zur Verfigung. SCHACHZUG unterliegt urheberrechtlichem Schutz. Eine Speicherung zu eigenen privaten Zwecken oder die Weiterleitung zu privaten Zwecken (nur in vollstandiger

Form) ist gestattet. Kommerzielle Verwertungsarten, insbesondere der Abdruck in anderen Newslettern oder die Veréffentlichung auf Webseiten, bedirfen der Zustimmung der Heraus-
geber. Bildnachweise: Seite 1: AODabarti - stock.adobe.com, Seite 5: AOFranco Nadalin - stock.adobe.com, Seite 7: A©jamesteohart - stock.adobe.com, Seite 8: AObaranq - stock.adobe.
com, Seite 11: AONicoEINino - stock.adobe.com, Seite 3: A©slavun - stock.adobe.com, Seite 4: A©@mreco - stock.adobe.com, Seite 6: A©gpointstudio - stock.adobe.com, Seite 9: A©deagreez
- stock.adobe.com, Seite 10: A©js-photo - stock.adobe.com. Gestaltung und Produktion: WIADOK - Corporate Publishing fiir Steuerberater - www.wiadok.de




	Vermietung und Verpachtung: Welche Kosten können Vermieter absetzen?
	Verspätete Erklärungsabgabe: Verspätungszuschlag wird künftig unumgänglich
	Solidaritätszuschlag: Ab 2021 soll die Rückführung beginnen
	Geschäftsessen: Wann ist ein Vorsteuerabzug bei Bewirtungsaufwendungen möglich?
	Vorweggenommene Erbfolge: Abgrenzung zwischen Betriebsübertragung und -zerschlagung
	Angemessener Kindesunterhalt: Internatskosten sind nur anrechenbar, wenn andere Schulmaßnahmen nicht erfolgsversprechend sind
	Beförderungsschub: Zum Trennungszeitpunkt unerwarteter Karrieresprung nimmt keinen Einfluss auf Trennungsunterhalt
	Verträge unter nahen Angehörigen: Hürden bei der steuerlichen Anerkennung
	EU-Richtlinie: Onlinehändler müssen nicht zwingend telefonisch erreichbar sein, wenn andere Kontaktwege offenstehen
	Influencer auf Instagram: Werbeposts müssen künftig klar als solche erkennbar sein
	Zeitwertkontenmodelle: Fremdüblichkeit bei Vereinbarungen zwischen nahen Angehörigen
	Rückwirkende Rechnungsberichtigung: Kein Vorsteuerabzug bei Rechnung mit falschem Leistungsempfänger
	Internationales Steuerrecht: Feststellungen bei der Hinzurechnungsbesteuerung
	Wegfall der Geschäftsgrundlage: Rückforderung von Schenkungen nach Beendigung einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft
	Bundesurlaubsgesetz: Landesarbeitsgericht zeigt halben Urlaubstagen die rote Karte
	Pflichtteilsergänzungsanspruch: Pflichtteilsberechtigte müssen Schenkung zweifelsfrei nachweisen können
	Schwieriger Zahnarztwechsel: Nur wer die Unzumutbarkeit der Weiterbehandlung nachweist, darf als gesetzlich Versicherter wechseln

